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Zur Lage

Volker Kauder
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Nur durch Reformen wird Europa stärker 
Neue griechische Regierung muss Vernunft bewahren 

Nach den Krisenjahren 2011 und 2012 hat sich der Euro in 
jüngster Vergangenheit stabilisiert. Irland, Portugal und 
Spanien haben große Fortschritte in ihrem Bemühen ge-
macht, Haushalte und Wirtschaft wieder in Ordnung zu 
bringen. Auch in Griechenland wurden Veränderungen 
eingeleitet. 

In Athen gibt sich nach der vorgezogenen Parlaments-
wahl ein Bündnis von Links- und Rechtspopulisten ent-
schlossen, den bisherigen Konsolidierungskurs zu verlas-
sen. Mit den internationalen Gläubigern will es über einen 
neuen Schuldenschnitt verhandeln. Die Reformauflagen, 
an die die Kredite gekoppelt sind, will die neue Regierung 
am liebsten über Bord werfen.

Die europäischen Finanzminister und die EU-Kommis-
sion haben darauf gelassen reagiert. Dies ist richtig. Sicher, 
der griechischen Bevölkerung ist in der Vergangenheit eini-
ges abverlangt worden. Aber es waren die Euro-Staaten, der 
Internationale Währungsfonds und die Europäische Zent-
ralbank, die mit Krediten von rund einer Viertelbillion Euro 
Griechenlands Zahlungsfähigkeit gesichert haben. Ohne 
das Geld wäre wahrscheinlich nicht zuletzt das Sozialsys-
tem in Griechenland zusammengebrochen. Vor dem Hin-
tergrund der Hilfen hätte sich jede antideutsche Rhetorik 
eigentlich verbieten müssen. 

„Keine Leistung ohne 

Gegenleistung“

Die Kredite wurden auch zu Konditionen gewährt, die den 
griechischen Haushalt derzeit kaum belasten. Eine Rück-
zahlung von Verbindlichkeiten steht für die kommenden 
Jahre nicht an. Es ist zu hoffen, dass sich die neue Regie-
rung in Athen mit diesen Realitäten vertraut macht. Vor al-
lem muss sie erkennen, dass sie auch in Zukunft auf Hilfen 

anderer Staaten angewiesen sein wird. Diese wird die inter-
nationale Gemeinschaft aber nur dann gewähren, wenn die 
griechische Regierung weitere Reformen in ihrem Land 
durchführt. Unter anderem muss sie gewährleisten, dass 
die Reichen des Landes endlich Steuern zahlen. Um es klar 
zu sagen: Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird es 
auch in Zukunft keine Leistung ohne Gegenleistung geben.

Was die Reform der Wettbewerbsfähigkeit angeht, so 
muss sich Europa in Zukunft generell mehr anstrengen als 
in der Vergangenheit. Das gilt auch und gerade nach dem 
Beschluss der Europäischen Zentralbank, Staatsanleihen 
im großen Stil aufzukaufen. Im Vergleich zu vielen anderen 
Regionen der Welt ist Europa immer noch nicht innovativ 
genug. 
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Für Korrekturen an den Dokumentationspflichten
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Wir haben im vergangenen Jahr in ei-
nem intensiven Diskussionsprozess 
zusammen mit dem Koalitionspart-
ner ein Mindestlohn-Gesetz auf den 
Weg gebracht. Dabei haben wir noch 
entscheidende Korrekturen vorge-
nommen, bevor wir das Gesetz verab-
schiedet haben. Uns war wichtig, dass 
die Tarifautonomie berücksichtigt 
wird. Politik sollte sich aus der Lohn-
findung heraushalten.

Seit 1. Januar diesen Jahres ist das 
Gesetz nun in Kraft. Bei der prakti-
schen Umsetzung sind jedoch inner-
halb kürzester Zeit Probleme sichtbar 
geworden. Durch die nun viele Berei-
che betreffenden Dokumentations-
pflichten entsteht den Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern vielerorts ein 
erheblicher bürokratischer Mehrauf-
wand. Und nicht nur das: Es gibt auch 
Verunsicherung, welche Tätigkeiten 
künftig in welchem zeitlichen Rah-
men absolviert werden können.

Verunsicherung im Amateursport

Gerade im Amateursportbereich tre-
ten viele Fragen auf. Es gibt dort eh-
renamtlich tätige Menschen, für die 
diese Regelungen des Mindestlohn-
Gesetzes nicht gelten. Viele Amateur-
sportler sind aber inzwischen soge-

nannte Mini-Jobber, also gering-
fügig beschäftigt. Für sie gelten 
die Regelungen des Mindest-
lohn-Gesetzes. Und damit entste-
hen Fragen, wie etwa ein Ama-
teurfußballer seine Aktivitäten 
im Verein dokumentieren soll. 
Zählen Training und Physiothe-
rapie auch zur vertraglichen Tä-
tigkeit oder nur das Spiel, bei 
dem der Fußballer dann auf dem 
Platz aufläuft? Was ist erlaubt, 
um nicht den Mindestlohn zu 
unterschreiten?

Angesichts dieser Fragen 
herrscht verständlicherweise 
Verunsicherung über die Doku-
mentationspflichten vor Ort. Ver-
eine sorgen sich, ob sie mögli-

cherweise wegen Verstößen gegen das 
Mindestlohn-Gesetz bestraft werden 
können. Das ist aus unserer Sicht 
nicht akzeptabel.

Auch der Koalitionspartner hat in-
zwischen erkannt, dass gerade im Be-
reich des Amateursports erheblicher 
Handlungsbedarf besteht. Wir haben 
mit unserem Antrag zur Entbürokrati-
sierung des Mindestlohns, den wir am 
Dienstag in der Fraktionssitzung be-
schlossen haben, einen Vorschlag für 
Korrekturen unterbreitet. Es geht uns 
nicht darum, das Mindestlohn-Gesetz 
zu torpedieren, sondern darum, prak-
tikable Lösungen bei der Dokumenta-
tionspflicht zu finden. SPD-Chef 
Sigmar Gabriel hat am Donnerstag bei 
seiner Rede zum Jahreswirtschaftsbe-
richt bereits Gesprächsbereitschaft si-
gnalisiert. Wir sind zuversichtlich, 
sowohl den Sportvereinen, aber auch 
der Wirtschaft praktikable Lösungen 
für die bestehenden Dokumentati-
onspflichten anbieten zu können.

Zudem ist es der Wunsch unserer 
Fraktion, bereits zum 30. Juni 2015 ei-
nen ersten Evaluationsbericht von der 
zuständigen Bundesarbeitsministerin 
vorgelegt zu bekommen. Gerade vor 
dem Hintergrund der bisher aufgetre-
tenen Verunsicherungen bei Inkraft-
treten des Gesetzes halten wir diesen 
Zeithorizont für angemessen.
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„Auf den Lorbeeren nicht ausruhen“
Wirtschaftliche Lage gut – Regierung stellt Jahresbericht im  
Bundestag vor – Union dringt auf Bürokratieabbau

Die Fraktion im Plenum

Deutschland steht gut da. Mit diesen 
knappen Worten lassen sich die wirt-
schaftliche Lage und die Situation am 
Arbeitsmarkt derzeit beschreiben. Be-
reits zum zweiten Mal hintereinander 
strebt die Bundesregierung 2015 ein 
Wirtschaftswachstum von 1,5 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes an. Der 
Beschäftigungsstand ist mit fast 43 
Millionen Menschen auf Rekord-
niveau. Und auch das Konsumklima 
ist das beste seit 13 Jahren. Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
stellte am Donnerstag im Bundestag 
den Jahreswirtschaftsbericht 2015 vor. 

In dem Bericht mit dem Titel „In-
vestieren in Deutschlands und Euro-
pas Zukunft“ wird die gute wirtschaft-
liche Lage auf die zunehmenden Ex-
porte und den Anstieg der privaten 
Konsumausgaben zurückgeführt. Die 
Konjunktur profitiert auch von realen 
Lohnzuwächsen und dem niedrigen 
Ölpreis. Die Regierung hat mit Inves-
titionen in Bildung, Forschung und 
Entwicklung, Arbeitsmarkt- und Sozi-
alreformen sowie solider Haushalts-
führung das Ihre dazu beigetragen. 
Überraschend schon im vergangenen 
Jahr kam der Bund erstmals seit 45 
Jahren ohne neue Schulden aus. 
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Mit Blick auf die noch immer nicht 
vollkommen bewältigte Schuldenkri-
se im Euro-Raum warnte der wirt-
schaftspolitische Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion, Joachim Pfeiffer, davor, 
sich auf den Lorbeeren auszuruhen. 
Auch der stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Fraktion, Michael 
Fuchs, sagte, die gute Entwicklung sei 
kein Automatismus: „Wir müssen da-
ran arbeiten, dass das so weiter geht.“ 
Im ersten Jahr der großen Koalition 
habe man zu viel über Verteilungsge-
rechtigkeit nachgedacht und zu wenig 
darüber, wie man die wirtschaftliche 
Situation weiter verbessern könne.

Als vorrangig betrachteten es Fuchs 
und Pfeiffer, die Wirtschaft von den 
Fesseln der Bürokratie zu befreien. 
Pfeiffer hob lobend den Plan für ein 
Gesetz hervor, mit dem für jede neue 
bürokratische Regelung eine alte abge-
schafft werden muss. In diesem Zu-
sammenhang kritisierten beide die im 
Rahmen der Einführung des Mindest-
lohns vorgesehenen Dokumentations-
pflichten für Arbeitgeber. „Das geht ein 
gutes Stück zu weit“, kritisierte Fuchs. 
Jenseits des Aufwandes, den die Doku-
mentation verursacht, ärgerte ihn be-
sonders, dass damit „alle Unterneh-

mer unter den Generalverdacht gestellt 
werden, dass sie Betrüger sind. Das ist 
nicht in Ordnung.“

Digitaler Wandel als  
Herausforderung

Pfeiffer nannte als eine der Herausfor-
derungen, denen die Regierung sich 
jetzt stellen müsse, den digitalen 
Wandel. Schon in dieser Woche falle 
der Startschuss für die Versteigerung 
der nicht verwendeten Funkfrequen-
zen, von der man sich eine digitale Di-
vidende erwarte. Sowohl mit der 
Funktechnologie als auch mit dem 
Breitbandausbau, in den die Erlöse 
der Versteigerung fließen, könne man 
erreichen, dass die Menschen überall 
im Land bis spätestens 2018 Daten 
mit einer Geschwindigkeit von min-
destens 50 Megabit pro Sekunde über-
tragen könnten. Den flächendecken-
den Breitbandausbau, nicht nur in 
Städten, sondern auch entlang von 
Autobahnen und Schienennetzen, 
nannte er absolut notwendig – bei-
spielsweise für die Industrie 4.0, das 
Zusammenwachsen der virtuellen 
und der realen Welt zu einem soge-
nannten Internet der Dinge.
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Die Fraktion im Gespräch

Norbert Barthle
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Haushalt der  
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„Geldpolitik ersetzt keine Reformen“
Norbert Barthle über das EZB-Programm zum Anleihenkauf und 
die neue Regierung in Griechenland

Die Europäische Zentralbank will den 
Banken von März 2015 bis September 
2016 monatlich Anleihen im Umfang 
von 60 Milliarden Euro abkaufen. 
EZB-Präsident Mario Draghi will 
damit eine Deflation abwehren und 
das Wachstum ankurbeln. Über die 
Geldspritze sowie über die Wahl in 
Griechenland, das nur sehr schwer 
aus der Euro-Krise herausfindet, 
sprach „Fraktion direkt“ mit dem 
haushaltspolitischen Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion, Norbert Barthle.

Herr Barthle, die EZB pumpt mit dem 

Aufkauf von Wertpapieren 1,14 Billio-

nen Euro frisches Geld in den Markt. 

Wie sinnvoll erscheint Ihnen das?

Barthle: Die EZB entscheidet unab-
hängig innerhalb ihres Mandats über 
ihre geldpolitischen Maßnahmen. 
Das respektiere ich, auch wenn ich 
mir nicht sicher bin, ob das Pro-
gramm wirklich den gewünschten 
nachhaltigen Einfluss auf Inflation 
und Wachstum haben wird. Die Risi-
ken und potenziellen Folgewirkun-
gen des Aufkaufprogramms sind 
erheblich. Mit ihrer Entscheidung 
vom 22. Januar läuft die EZB auch 
den von ihr selbst geschürten Erwar-
tungen hinterher. 

Kann es Folge der EZB-Maßnahme 

sein, dass hoch verschuldete Euro-

Länder wegen des billigen Geldes 

nun Strukturreformen und Haus-

haltskonsolidierung vernachlässi-

gen?

Barthle: Die Gefahr besteht. Die 
EZB ist auch deshalb unter Hand-
lungsdruck gekommen, weil die 
Wirtschaft in Europa sich nicht 
schnell genug von der Euro- und 
Finanzkrise erholt hat. Hier sind 
alle Länder in der Verantwortung,  
die notwendigen Reformen 
umzusetzen. 

Die Länder mit Hilfsprogrammen 
des Euro-Rettungsschirms  wie Spa-
nien, Portugal und Irland können 
zum Teil substanzielle Reformerfolge 
vorweisen. Problematischer ist der 
Reformstau in Ländern wie Frank-
reich und Italien. Denn geldpoliti-
sche Maßnahmen können Strukturre-
formen und Haushaltskonsolidierung 
nicht ersetzen. Der Reformkurs muss 
weiter konsequent umgesetzt wer-
den. Dasselbe gilt für die Einhaltung 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts. 

Angesichts der niedrigen Zinsen ist jetzt 

schon eine Flucht in Sachwerte zu ver-

zeichnen, insbesondere in Immobilien. 

Droht da die nächste Blase?

Barthle: Das ist natürlich eine Gefahr 
bei einem derart niedrigen Zinsni-
veau. Für viele Anleger wird es immer 
schwerer, in diesem Umfeld aus-
kömmliche Erträge zu erwirtschaften. 
So sieht auch die Bundesbank die 
Gefahr, dass niedrige Zinsen Investo-
ren zu riskanteren Entscheidungen 
verleiten. Sollte diese Entwicklung 
noch länger anhalten, sind Übertrei-
bungen am Immobilienmarkt auch 
aus Sicht der Bundesbank nicht aus-
zuschließen. 

Die private Altersvorsorge und die Spar-

einlagen schmelzen ohne einen Inflati-

onsausgleich in Form von Zinsen dahin. 

Was tun, wenn gar sogenannte Nega-

tivzinsen drohen?

Barthle: Die extrem niedrigen Zinsen 
sind in der Tat ärgerlich für die Spa-
rer. Die EZB muss eine Strategie ent-
wickeln, um langfristig wieder zu 
einem höheren Zinsniveau zu kom-
men. Zum Glück sind Negativzinsen 
für die Bürgerinnen und Bürger der-
zeit noch kein Problem, das sie direkt 
betrifft. Bislang ziehen nur einige 
wenige Banken für sehr große Sum-
men und für einen beschränkten 
Kundenkreis negative Zinsen in 
Betracht. 

In Griechenland regiert nun das Links-

bündnis Syriza mit einem rechtspopu-

listischen Koalitionspartner. Was 

bedeutet das für den Reformkurs des 

Landes und die europäischen Hilfen?

Barthle: Eine demokratische Wahl 
haben wir zu respektieren. Gleichzei-
tig sind die Spielregeln klar. Auch die 
neue griechische Regierung muss 
sich an geschlossene Verträge halten. 
Europäische Solidarität  gibt es auch 
in Zukunft nicht ohne Gegenleistung. 
Für den neuen Regierungschef  
Tsipras gibt es kaum Spielraum, seine 
vielen Wahlversprechen umzusetzen, 
will er weiter die Hilfe der europäi-
schen Partner in Anspruch nehmen. 
Einen weiteren Schuldenschnitt wird 
es nicht geben. Wir sind Griechen-
land bei den Zins- und Tilgungskon-
ditionen bereits sehr weit entgegen 
gekommen. 

Und der Vorwurf, dass die Troika oder 
gar Deutschland Griechenland einsei-
tig zum Sparen gezwungen hätten, ist 
falsch. Die Stärkung der Wachstums-
kräfte der griechischen Wirtschaft ist 
schon jetzt ein wichtiger Schwer-
punkt des Anpassungsprogramms. 
Aber Reformen müssen auch umge-
setzt werden.
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Mit Datenspeicherung gegen kriminelle Banden
Fachgespräch der Unionsfraktion zu Einbrüchen und Autodiebstählen

Die Fraktion in Aktion

Wohnungseinbrüche und Autodieb-
stähle nehmen seit Jahren zu. Nicht 
nur der materielle Schaden wiegt 
schwer, sondern auch die psychische 
Belastung für die Betroffenen. Ange-
sichts dieser Entwicklung hat die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion in ei-
nem Fachgespräch mit Experten am 
Mittwoch versucht auszuloten, wie 
man dem Problem begegnen kann. 
Als eine mögliche Maßnahme brachte 
der stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Thomas Strobl die steuerliche 
Absetzbarkeit oder KfW-Kredite für 
bauliche Sicherungsmaßnahmen ins 
Spiel.

Einbrüche und Autodiebstähle 
sind laut Stefan Michel vom Bundes-
kriminalamt inzwischen Massende-
likte. Seit 2009 sei bei Einbrüchen ein 
erheblicher Anstieg zu verzeichnen, 
vor allem in Großstädten wie Ham-
burg, Bremen und Berlin sowie ent-
lang der Fernstraßen, sagte der Krimi-
naldirektor, der sich mit Wirtschafts-, 
Finanz- und Eigentumskriminalität 
beschäftigt.  Bei den Autodiebstählen 
sei das Niveau zwar gleichbleibend, 
doch steige die Schadenssumme. Den 
Anstieg führte er vor allem auf „rei-
sende Täter“ zurück, kriminelle Ban-
den aus Ost- und Südosteuropa, die 

international agieren, aber auf Ein-
heimische zurückgreifen, die sie lo-
gistisch unterstützen. 

Kommunikationsdaten für 
Aufklärung unverzichtbar

Der Bundesvorsitzende des Bundes 
Deutscher Kriminalbeamter, André 
Schulz, berichtete, dass die Aufklä-
rungsquote bei lediglich 15 Prozent 
liege. Die Hälfte der Täter werde ver-
urteilt, und nur ein Prozent bekomme 
überhaupt eine Haftstrafe, sagte 
Schulz. Die Zahl der Streifenbeamten 
zu erhöhen, bringt seiner Meinung 
nach kaum etwas, denn nur wenige 
Einbrecher oder Diebe würden auf fri-
scher Tat ertappt. Stattdessen müsse 
die Kriminalpolizei verstärkt werden, 
damit sie Täterstrukturen ermitteln, 
Netzwerke aufdecken und Schmug-
gelwege nachvollziehen könne. 
Schulz sprach sich insbesondere für 
die Wiedereinführung der Datenspei-
cherung auf Vorrat aus.  Wenn die Be-
amten wüssten, wer mit wem kom-
muniziere, trage das erheblich zur Er-
hellung der Bandenstrukturen bei.

Auch Oliver Hauner vom Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft sprach im Zusammenhang 
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mit Einbrüchen und Autodiebstählen 
von einem „funktionierenden Ge-
schäftsmodell“. Er sprach sich wie 
Michel dafür aus, dass Bewohner ihre 
Häuser und Wohnungen mit sicheren 
Fenstern und Türen ausstatten. Dies 
sei keineswegs mehr exorbitant teuer, 
dafür aber effizient. Je länger ein Ein-
brecher für sein Handwerk brauche, 
desto eher lasse er davon ab. Hauner 
empfahl auch, im Zuge der energeti-
schen Gebäudesanierung quasi als 
„Mitnahmeeffekt“ die Sicherheitsvor-
schriften zu verschärfen. 

Fehlende staatliche Vorgaben 
kritisiert

„Es gibt keinerlei staatliche Vorgaben 
für die Gebäudesicherheit“, monierte 
er. Strobl zeigte sich indes skeptisch, 
was die Einführung weiterer Bauvor-
schriften angeht. Diese machten den 
Haus- und Wohnungsbau nur noch 
bürokratischer. Der Fraktionsvize 
sprach sich für eine stärkere Polizei-
präsenz aus. Für 2015 habe der Bund 
400 neue Stellen bei der Bundespoli-
zei geschaffen, unterstrich er. Dies sei 
auch ein Signal an die Länder, ihr Per-
sonal ebenfalls aufzustocken.
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„Es gibt keine deutsche Identität ohne Auschwitz“
Gedenkstunde zum 70. Jahrestag der Befreiung des  
Konzentrationslagers – Gauck als Gastredner im Bundestag

Die Fraktion im Plenum

Zum 70. Jahrestag der Befreiung des 
Konzentrationslagers Auschwitz hat 
der Bundestag in einer Feierstunde 
der Opfer der nationalsozialistischen 
Verbrechensherrschaft gedacht. „Es 
ist eine bleibende Aufgabe, die Erin-
nerung an das, was in der Zeit des Na-
tionalsozialismus geschehen ist, auch 
unter den nachwachsenden Generati-
onen wachzuhalten“, sagte Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert. Der 
diesjährige Gastredner, Bundespräsi-
dent Joachim Gauck, betonte: „Es gibt 
keine deutsche Identität ohne Ausch-
witz.“

Am 27. Januar 1945 war das Kon-
zentrations- und Vernichtungslager 
Auschwitz von Truppen der Roten Ar-
mee befreit worden. Seit 1996 nimmt 
Deutschland diesen Tag zum Anlass, 
an die Verbrechen zu erinnern, die 
von Deutschen begangen wurden. Die 
Vereinten Nationen erklärten den  
27. Januar im Jahr 2005 zum Interna-
tionalen Tag des Gedenkens an die 
Opfer des Holocaust. Auschwitz stehe 
als Synonym „für das, was Menschen 
Menschen antun können“, sagte Lam-
mert. 

Das Gedenken gelte allen Entrech-
teten, Gequälten und Ermordeten: 
den europäischen Juden, den Sinti 
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Bundespräsident Gauck gedenkt der Opfer des Holocaust

und Roma, den Zeugen Jehovas, den 
Millionen versklavter Slawen, den 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsar-
beitern, den Homosexuellen, den po-
litischen Gefangenen, den Kranken 
und Behinderten, all denen, die die 
nationalsozialistische Ideologie zu 
Feinden erklärt und verfolgt hatte. Er-
innert werde aber auch an all diejeni-
gen, die mutig Widerstand leisteten 
oder anderen Schutz und Hilfe ge-
währten und dafür selbst allzu oft mit 
dem Leben bezahlen mussten.

„Erinnerung bleibt 

Sache aller Bürger, 

die in Deutschland 

leben“

Vor dem Hintergrund der Tatsache, 
dass die Zeitzeugen immer weniger 
werden, zeigte sich Gauck sicher, dass 
die Erinnerung an die Verbrechen le-
bendig bleiben wird. Sie sei inzwi-
schen „Kernbestand unserer Ge-
schichtserzählung“. Junge Menschen 
stellten sich oft unbefangener und of-

fener der schambehafteten Vergan-
genheit, erforschten tabuisierte Fami-
liengeschichten und versenkten sich 
in die Biografien von Verfolgten und 
Verfolgern.

Dem Deutschland der Gegenwart 
schrieb Gauck ins Gedächtnis: „Erin-
nerung bleibt eine Sache aller Bürger, 
die in Deutschland leben.“ Damit 
wandte er sich auch an Einwanderer 
und forderte sie auf, sich mit der deut-
schen Geschichte auseinanderzuset-
zen. „Wir alle tragen Verantwortung 
dafür, welchen Weg dieses Land ge-
hen wird.“ Er fügte hinzu: „Die morali-
sche Pflicht, die auf uns liegt, erfüllt 
sich nicht nur im Erinnern.“ Zu ihr ge-
höre auch, dass sich die Bürger jeder 
Art von Ausgrenzung entgegenstell-
ten und dass Deutschland jenen, die 
vor Terror und Verfolgung flüchteten, 
eine sichere Heimstatt biete.

Freundschaft zu Israel einzigartig

Lammert und Gauck verwiesen auf 
die universelle Bedeutung der Erinne-
rung an den Holocaust. Verbrechen 
wie die von Deutschen unter Hitler 
begangenen dürfe man „nie wieder 
geschehen lassen, nirgendwo, an kei-
nem Platz der Welt“, sagte der Bundes-
tagspräsident. Auch der Bundespräsi-
dent mahnte, die Welt dürfe nie wie-
der die Augen verschließen vor 
Genozid und Massenmord. Die Deut-
schen müssten sich fragen, ob sie be-
reit und fähig seien zur Prävention, ob 
sie den Willen hätten, sich Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit entge-
genzusetzen.

Beide würdigten die einzigartige 
Freundschaft zu Israel – ein Ge-
schenk, wie Gauck sagte, welches 
ohne die Aufarbeitung der Vergangen-
heit den Deutschen nicht zuteil ge-
worden wäre. 50 Jahre ist es her, dass 
beide Länder diplomatische Bezie-
hungen aufnahmen: damals, gerade 
einmal 20 Jahre nach der Befreiung 
von Auschwitz, beileibe keine Selbst-
verständlichkeit.
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Hohe Leistungsfähigkeit der deutschen  
Landwirtschaft macht stolz
Michael Grosse-Brömer und Franz-Josef Holzenkamp besuchten 
die Grüne Woche

Die Fraktion in Aktion
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In der vergangenen Woche fand die 
weltgrößte Agrarmesse, die Grüne 
Woche, zum 80. Mal in Berlin statt. 
Insgesamt 1.658 Aussteller aus 68 
Ländern gaben und verschafften sich 
während der zehn Messetage einen 
Marktüberblick. Doch die Grüne Wo-
che ist nicht nur ein Treffpunkt für 
Fachleute, sondern zieht auch immer 
wieder zahlreiche Bürger an. In die-
sem Jahr kamen 415.000 Besucher, 
die sich von der Qualität der landwirt-
schaftlichen Produkte in den ver-
schiedenen Messehallen überzeugen 
konnten. 

Michael Grosse-Brömer, Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der Unions-
fraktion, und Franz-Josef Holzen-
kamp, agrar- und ernährungspoliti-
scher Sprecher der Fraktion, zählten 
ebenfalls zu den Besuchern. Die bei-
den Niedersachsen überzeugten sich 
nicht nur in der Halle ihres Bundes-
landes von der hervorragenden Quali-
tät der Produkte, sondern kamen vor 
allem auf dem Erlebnis-Bauernhof 
der Grünen Woche mit Verbänden, 
Organisationen und Unternehmen 
ins Gespräch, die sich unter dem Dach 
der Fördergemeinschaft Nachhaltige 
Landwirtschaft (FNL) zusammenge-

funden haben. Die moderne Agrar-
wirtschaft sieht sich mitunter har-
scher Kritik ausgesetzt. Doch letztlich 
müssen die Landwirte auch wettbe-
werbsfähig bleiben und der Ernäh-
rungswirtschaft zuliefern. Den Land-
wirten des Erlebnis-Bauernhofs war 
die Diskussion mit den Besuchern 

sehr wichtig, denn im Gespräch mit 
ihnen konnte manches Vorurteil auf-
gehoben werden. „Die Land- und Er-
nährungswirtschaft stellt sich den 
neuen Herausforderungen und not-
wendigen Veränderungen. Gleicher-
maßen wahrt sie ihre hohe Leistungs-
fähigkeit, auf die wir stolz sein kön-
nen. Die Ernährungswirtschaft ist mit 
einem Jahresumsatz von fast 200 Mil-
liarden Euro immerhin die fünft-
stärkste Branche in Deutschland“, 
zeigte sich Michael Grosse-Brömer 
nach dem Besuch des Erlebnis-Bau-
ernhofs begeistert.

Und Franz-Josef Holzenkamp er-
gänzte: „Die Land- und Ernährungs-
wirtschaft hat sich auch in diesem 
Jahr bei der Grünen Woche wieder von 
ihrer besten Seite gezeigt. Lebensmit-
tel sind heute so sicher, gesund, viel-
fältig und bezahlbar wie noch nie. Die 
deutsche Ernährungswirtschaft stellt 
sich den unverzichtbaren Reformen 
und geht diese offensiv an. Wir ver-
bieten uns daher hysterische, unsach-
liche Angriffe der vermeintlichen 
Gutmenschen.“

Franz-Josef Holzenkamp und Michael Grosse-Brömer trafen in der Niedersachsen-Halle 
Landfrau Annette Kammeier und Heidekönigin Sophia Wischmann

Franz-Josef Holzenkamp und Michael Grosse-Brömer besuchten auch Georg Schirmbeck, 
den Präsidenten des Forstwirtschaftsrates, und seine Mitarbeiterin
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Verbraucherpreise 
2014 minimal 
gestiegen 
Energiepreise  
drücken Inflation
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Die Verbraucherpreise in Deutschland 
haben sich im Durchschnitt des Jah-
res 2014 nur minimal erhöht. Wie das 
Statistische Bundesamt (Destatis) 
mitteilte, lag die Steigerung bei 0,9 
Prozent. Somit ist die Jahresteue-
rungsrate seit 2011 rückläufig. Eine 
niedrigere Teuerung im Jahresdurch-
schnitt hatte es zuletzt 2009 mit 0,3 
Prozent gegeben. 

Die geringe Teuerungsrate 2014 
wurde im Wesentlichen durch die 
Preisrückgänge bei Energie geprägt. 
Energie verbilligte sich um 2,1 Pro-
zent vor allem infolge der Rohölpreis-
entwicklung. Am stärksten gingen die 
Preise für leichtes Heizöl zurück (mi-
nus 7,8 Prozent), auch die Kraftstoff-
preise sanken deutlich (minus 4,4 
Prozent). Den starken Preisrückgän-
gen bei Mineralölprodukten standen 
moderate Preisentwicklungen bei an-
deren Energieprodukten gegenüber. 
So sanken die Umlagen für Zentral-
heizung und Fernwärme um 1,3 Pro-
zent, für Gas um 0,1 Prozent. Für 
Strom stiegen sie um 1,9 Prozent. 
Ohne Berücksichtigung der Energie-
preise insgesamt lag die Jahresteue-
rungsrate 2014 bei 1,3 Prozent. 

Nahrungsmittelpreise insgesamt 
erhöhten sich 2014 um 1,0 Prozent 
gegenüber 2013. Spürbar teurer waren 
Molkereiprodukte mit plus 7,9  Pro-
zent. Preiserhöhungen gab es auch bei 
Fisch und Fischwaren um 1,9 Prozent, 
Süßwaren um 1,7 Prozent sowie Brot 
und Getreideerzeugnissen um 1,3 
Prozent. Günstiger wurde vor allem 
Gemüse mit Preissenkungen von 3,4 
Prozent. 

Die Preise für Waren insgesamt 
stiegen 2014 gegenüber 2013 in deut-
lich geringerem Ausmaß (0,2 Prozent) 
als die Preise für Dienstleistungen 
(1,6 Prozent). Unter den Waren ver-
teuerten sich neben den Nahrungs-
mitteln insbesondere Zeitungen und 
Zeitschriften um 4,6 Prozent sowie 
Tabakwaren um 3,6 Prozent. Erhebli-
che Preisrückgänge wurden außer bei 
Mineralölprodukten auch bei Telefo-
nen von minus 7,3 Prozent und Gerä-
ten der Unterhaltungselektronik von 
minus 5,6 Prozent ermittelt. 

Maßgeblich für die Preisentwick-
lung der Dienstleistungen war der 
Preisanstieg bei der Nettokaltmiete 
um 1,5 Prozent. Weitere Preiserhö-
hungen gab es bei Dienstleistungen 
sozialer Einrichtungen sowie bei Fri-
seurleistungen und anderen Dienst-
leistungen für Körperpflege (jeweils 
3,6 Prozent). Etwas günstiger wurden 
Telekommunikationsdienstleistun-
gen mit einem Minus von 1,2 Prozent. 

http://www.facebook.com/cducsubundestagsfraktion
http://twitter.com/cducsubt
http://www.youtube.com/cducsu
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